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STADT EISLINGEN/FILS
Kreis Goppingen

Bebauungsplan ,Klingengraben — Westliche Silcherstralle”
Planbereich 18: Klingenfeld

Bestandteil des Bebauungsplans ist der Lageplan des Planungsamts Eislingen/Fils vom
03. November 2009/ 10. Méarz 2010.

Planungsrechtliche Festsetzungen

(§ 9 (1) BauGB und BauNVQ)

Rechtsgrundlage der Festsetzungen sind: Die BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
01.1990 (BGBI. |, 5. 132), das BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. |, 5. 2414) zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBI. |, 5.

3318) und die PlanZV vom 18.12.1980 (BGBI. 5. 58).

In Ergénzung der Planeinzeichnung wird Folgendes festgesetzt:

21

2.2

3.1

Art der baulichen Nutzung
(§§ 1-15 BauNVO)

Ma der baulichen Nutzung
(§§ 16-21 BauNVO)

Festsetzung der Erdgeschossfuboden-
hhe (EFH)
(§ 9 (3) BauGB)

Héhe baulicher Anlagen/Wandhéhe
(§ 18 (1) BauNVO)

Bauweise
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 (2) BauNVO)

Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Uberbaubare Grundstiicksfliche
(§ 9 (1) 2 BauGB und § 23 (3) BauNVO)

Nebenanlagen
(§ 14 (1) BauNVO)

Verkehrsflichen
(§9(1) 11 BauGB)

Anpflanzen von Baumen und Strau-
chern und sonstige Bepflanzung
(§ 9 (1) 25a BauGB)

Behandlung von Niederschlagswasser
(§ 9 (1) 20 BauGB
i. V. mit § 74 (3) Nr. 2 LBO)

Herstellung des StraBenkérpers
(§ 9 (1) 26 BauGB)

Aligemeines Wohngebiet (WA) gem.

§ 4 BauNvO

Die in § 4 (3) BauNVO vorgesehenen Ausnah-
men werden gem. § 1 (6) BauNVO nicht Be-
standieil des Bebauungsplans und sind daher
nicht zuldssig.

5. Einschrieb im Plan.

Beschrankung der Anzahl der Wohnungen in
Wohngebauden. (§ 9 (1) 6 BauGB)

Die ErdgeschossfulBbodenhdhe (EFH) ist in der
Planzeichnung als Bezugshohe Uber NN fesige-
setzi. Die fesigesetzte EFH darf um maximal
0,20 m Uber- bzw. unterschritten werden.

Bei Hauptgebiuden ist eine maximale Wandh-
he (WHmax), entsprechend dem Einschrieb im
Plan, jeweils von der Erdgeschossfullbodenhd-
he (EFH) aus gemessen, festgesetzt. Die maxi-
male Wandhohe darf unter- jedoch nicht Uber-
schritten werden.

Wandhdhe = Schnittpunkt der Auenwand mit
der dulteren Dachhaut

Offene Bauweise; nur Einzel- und Doppelhduser
zuldssig.

Die im Lageplan eingetragenen Gebaudehaupt-
firstrichtungen sind zwingend einzuhalten.

5. Einschrieb im Plan.
Ein Vortreten von Erkern, Wintergarten, Balko-
nen und Vordachem (lber die Baugrenze bis zu
einer Breite von 5 m und einem Vortreten von
1 m wird zugelassen.

MNebenanlagen als Gebaude sind im Gesamten
aulterhalb der iberbaubaren Grundstiicksflache
nur bis 15 cbm umbauter Raum zuldssig

Die Aufteilung der Verkehrsflichen ist unver-
bindlich.

Die im Plan dargesteliten Standorle sind unver-
bindlich.

Zur Kompensierung der Eingriffe in den Was-
serhaushalt werden Mafnahmen zur Behand-
lung des Niederschlagswassers fesigesetzt.

Das anfallende Niederschlagswasser der Dach-
fiachen der Haupigebaude, der Garagen sowie
tberdachter Stellplatze ist einer Anlage zum
Sammeln wvon Niederschlagswasser (Regen-
wasserzisterne) zuzufUhren.

Anlagen zum Sammeln von Niederschlagswas-

ser sind:

- unterirdisch eingebaute oder oberirdisch im
Freien aufgestelite Behalter

- Behalter in Gebauden

Die Kapazitdit der Regenwasseranlage muss
mindestens 2,5 Kubiketer betragen.

Das in der Regenwasseranlage gesammelte
Wasser ist fiir die erforderliche Bewésserung
der Garten- und Grinflachen zu verwenden; die
Nutzung des Wassers als Grauwasser im Haus
ist nach den anerkannten Regeln der Technik
méglich.

Die Regenwasseranlage ist mit einem Uberlauf
zu versehen. Es wird empfohlen, das dber
schissige Niederschlagwasser auf dem Bau-
grundstiick zu versickern (Versickerungsmulde),
damit die Regenwdsser wieder dem Wasser-
haushalt zugefiihrt werden. Alternativ kann der
Uberlauf an die Kanalisation angeschlossen
werden, so dass ein ordnungsgemalies Ableiten
des (berschiissigen Regenwassers gewdhr-
leistet ist,

Durch diese Festsetzungen werden auch die
Forderungen des § 45 b Abs. 3 Wassergeselz
beriicksichtigt.

Zur Herstellung des Stralenkdrpers sind in den
an offentliche Verkehrsflichen angrenzenden
Grundsticken Betonfulte (Fundamente) entlang
der Grundstiicksgrenze in einer Breite von ca
20 em erforderlich. Die Fundamente sind von
jedem Eigentiimer auf seinem Grundstiick zu
dulden.

1L Aufzuhebende Festsetzungen

I1l. Hinweise

Bodenschutz

Niederschlagswasser

Kreisarchidologie

Grundwasserschutz
Regenerative Energien

Standorte fiir StraBenbdume

Innerhalb des Geltungsbereichs bestehende
bauliche Festsetzungen werden mit Inkrafitreten
dieses Bebauungsplans neu geregelt bzw. au-
Ber Kraft gesetzl.

Die im Merkblatt ,Bodenschutz bei Bebauungs-
plénen” des Landratsamts Goppingen aufgeflhr-
ten Regelungen sind zu beachten.

Das Merkblatt liegt der Begriindung als Anlage
bei.

Die im Merkblatt “zur erlaubnisfreien, flachenhaf-
ten Versickerung von Niederschlagswasser des
Landratsamts aufgefihrten Regelungen sind zu
beachten.

Das Merkblatt liegt der Begriindung als Anlage
bei.

Es ist nie volistandig auszuschliefen, dass im
Rahmen von Bodeneingrifien (berraschend
archéologische Funde und/ oder Befunde zuta-
ge treten konnen. Gemal § 20 Denkmalschutz-
gesetz ist in einem solchen Fall die Kreisarchao-
logie Géppingen umgehend zu benachrichtigen.

Das Plangebiet liegt im Zustrombereich des
Goppinger Mineralwasservorkommens, welches
durch verschiedene Brunnen genutzt wird. Der
Schutz dieses Mineralwassers vor anthropoge-
nen Verunreinigungen genieBt oberste Prioritat,
die mineralwasseriiihrende  Gesteinsschicht
(Angulatensandstein-Formation) darf nicht tan-
glert werden. Samtliche MaBnahmen zur Ge-
winnung von Erdwérme dirfen daher maximal
bis zur Oberkante der dariber liegenden Arien-
tenkalk-Formation in ca. 25 Metern Tiefe rei-
chen.

Die im Merkblatt ,Ober Baumstandorte und un-
terirdische Ver- und Entsorgungsanlagen® der
Forschungsgesellschaft fur StraBen und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 1989 (siehe insbesonde-
re Abschnitt 3) ausgearbeiteten Empfehlungen
sind im Bereich der im Bestand vorhanden Tele-
kommunikationsleitungen zu beachten.

Satzung iiber die Ortlichen Bauvorschriften
»Klingengraben — Westliche Silcherstrafie"

Planbereich 18: Klingenfeld

Bestandteil der orilichen Bauvorschriften ist der Lageplan des Planungsamtes vom 03. November

2009/ 10. Marz 2010.

Rechtsgrundlage fiir die Satzung ist die LBO in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.08.1995
(GBI. 1995, S. 617) mit den jeweils aktuellen Anderungen.

I Ortliche Bauvorschriften

Dachform und Dacheindeckung
(§74(1)1LBO)

1.1 Dachaufbauten, Dacheinschnitte
(§ 74 (1) 1LBO)

2. Aullenantennen
(§ 74 (1) 4 LBO)

3. Niederspannungsfreileitungen und ober-
irdisch gefiihrte Telekommunikationsli-
nien
§74 (1) 5LBO

4, Gestaltung der Stellplitze und Zufahrten
(§ 74 (1) 3LBO)

5. Miillbehalter
(§ 74 (1) 3 LBO)

6.  Einfriedigungen

(§ 74 (1) 3 LBO)

1. Aufschiittungen und Abgrabungen
(§ 74 (1) 3 LBO)

5. Einschrieb im Plan

Garagen und Carports sind mit einem begriinten
Flachdach auszufuhren.

Dachaufbauten und Dacheinschnitte dirfen im
Gesamten in Traufrichtung je Dachfliche die
Halfte der Trauflange nicht uberschreiten. Vom
seitlichen Dachrand und vom First ist ein Ab-
stand von mind. 1 m einzuhalten.

Es wird pro Gebdude bzw. Doppelhaushalfte
jeweils eine Aullenantenne (Stab- oder Parabol-
antenne) zugelassen. Diese ist nach Maglichkeit
auf der der Stralle abgewandten Seite des Ge-
baudes anzubringen.

Niederspannungsfreileitungen und oberirdisch
gefiihrte  Telekommunikationslinien sind im
Plangebiet nicht zugelassen.

Stellplatze und Zufahrten sind zur Verringerung
der Versiegelung mit wasserdurchlassigem Be-
lag (z. B. Drainpflaster, Rasenpflaster, Rasengit-
tersteinen, Feinschotter oder &hnlichem) herzu-
stellen.

Die Standorte der Mdllbehalter sind, sofern sie
nicht in den Gebduden untergebracht werden,
mit Hecken oder durch berankte Pergolen auf
drei Seiten einzugriinen.

Tote Einfriedigungen entlang des dffentlichen
Verkehrsraums sind nur bis 1 m Hoéhe und in
Form won Natursteinen, Holz-, Stahl- oder
Drahtgeflechizdunen zuldssig. Diese sind zu
hinterpflanzen, wobei gebietsheimische Gehilze
zu bevorzugen sind.

Im Einzelfall sind Ausnahmen zulassig.

Geldndemodellierungen und  Aufschittungen
sind nur bis zu 0,50 m Uber/unter dem angren-
zenden Strallenniveau zuldssig. Das Geldnde
ist an den Grundstiicksgrenzen hdhengleich
anzuschliefen. Ausnahmen kdnnen in beson-
ders begrindeten Fallen im Einvernehmen mit
der Stadt zugelassen werden.

I Aufzuhebende Festsetzungen

Innerhalb des Geltungsbereichs bestehende
bauliche Festsetzungen werden mit Inkraftireten
dieser ortlichen Bauvorschriften neu geregelt
bzw. auller Kraft gesetzt.

= Stadt

L8 Eislingen/Fils

Bebauungsplan der Innenentwicklung
nach § 13a BauGB ,Klingengraben —

Westliche Silcherstralle”

Planbereich: 18 Klingenfeld

Planungsamt Eislingen/Fils, den 03.11.2009/ 10.03.2010

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss  §2 (1) BauGB
offentliche Bekanntmachung

Offentliche Auslegung
offentliche Bekanntmachung
durchgefiihrt

§ 3 (2) BauGB

Satzungsbeschluss § 10 BauGB

Inkrafttreten
dffentliche Bekanntmachung

§ 12 BauGB

Ausgefertigt: Eislingen/Fils, den 30.03.2010
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4 Stadt
L8 Eislingen/Fils

Kreis Gdppingen

BEGRUNDUNG

gemal § 9 Abs. 8 BauGE

zum Bebauungsplan und den érilichen Bauvorschriften
nKlingengraben — Westliche SilcherstraBe®

im Planbereich 18 Klingenfeld

1. Die Erforderlichkeit und Ziele der Planung
Der Gemeinderat der Stadt Eislingen/Fils hat in seiner Sitzung vom 09. Oktober 2008 die Verwaltung
beauftragt, einen Bebauungsplan mit folgendem Inhalt vorzubereiten: Ausweisung einer Bauzeile
westlich der Silcherstrale (zwischen Albstrafie und Weg 557) sowie die Ausweisung einer Kanaltras-
se zwischen dem &stlichen Ende des Bebauungsplangebiets Klingengraben | und der Silcherstrale.

Mit Grund und Boden soll gemal § 1a (2) BauGB sparsam und schonend umgegangen werden. Da-
her soll zur Verringerung der Flacheninanspruchnahme bei Ausweisung von Wohnbaufidchen auch
auf vorhandene innerortliche Baulandreserven zuriickgegriffen werden. Das Plangebiet beinhaltet die
in diesem Teilabschnitt einseitig angebaute Silcherstrafie, Zur Befriedigung des Wohnbedarfs in Eis-
lingen/Fils wird mit Ausweisung einer westlich der Silcherstralle verlaufenden Bauzeile ein Bereich
stadtebaulich neu geordnet, der bereits erschlossen ist. Mit Eingliederung des Wohngebiets in beste-
hende Siedlungsstrukturen, kénnen vorhandene Infrastruktureinrichtungen — auch tber die Silcher-
stralle hinaus — wirtschaftlicher ausgenutzt werden. Eine Uberbauung des Areals ist derzeit bereits
auf Grundlage eines einfachen Bebauungsplans maéglich. In diesem Plan sind Baulinien und -fenster
definiert. Mit Aufstellung dieses Bebauungsplans sollen auch die stadtgestalterischen Aspekte Be-
ricksichtigung finden. Weiterhin wird eine stédtebauliche Neuordnung angestrebt, die sich an den
heutigen Planungsmalistaben orientiert. Dies soll planungsrechtlich gesichert werden.

Bereits im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan ,Klingengraben — Teil A {westli-
cher Teil)" gab es Vorstudien, die eine Arrondierung in diesem Bereich projektierten. Um die Option
einer weiteren Arrondierung offen zu halten, werden Stichstrallen angelegt, die eine zukinftige Er-
schlieBung sichern. Diese Vorgehensweise begriindet sich weiterhin durch die verfolgte Strategie der
Stadt Eislingen/Fils, keine Bevorratungsplanung sondern bedarfs- und nachfrageocrientierte Stadtpla-
nung zu betreiben,

2. Das Einfiigen in die Planungen der Gemeinde
Im Flachennutzungsplan der Stadt Eislingen/Fils liegt der Entwicklungsschwerpunkt fir den Woh-
nungsbau im Saden. Fir das gesamte Plangebiet sieht der Flachennutzungsplan des Gemeindever-
waltungsverbands Eislingen — Ottenbach — Salach vom 17. Juni 2004 Erweiterungsfléchen fiir Woh-
nungsbau (Planung) vor.



Begrindung zum Bebauungsplan ,Klingengraben — Wastliche Silcherstrana®

Da die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren gemaf § 13a BauGB durchge-
fuhrt wird, erfoigt die Anpassung des Flachennutzungsplans im Wege der Berichtigung. Fir das Plan-
gebiet wird der Flachennutzungsplan von Wohnbaufldchen Geplant® in ,Wohnbauflachen Bestand"
berichtigt.

Flr den grofiten Teil des Geltungsbereichs liegen keine qualifizierten Bebauungsplane vor; lediglich
der nordliche Abschnitt des Flurstiicks 569, liegt im Bereich des Bebauungsplans 18.3 ,Sudlich der
Albstralte”, rechtsglltig seit dem 18.12.1984. Der Bebauungsplan weist in diesem Bereich Wohnbau-
fiachen aus. Flr das Plangebiet westlich der Silcherstrafie liegt der einfache Bebauungsplan 17.2
Westl. und ostl. der Scheerstralie” vor. In diesem Planwerk ist eine Baulinie vom 19. Marz 1936
maligebend. Die in diesem Plan vorgeschlagene, nicht untergliederte Strallentrasse befindet sich
mittlerweile in stadtischem Eigentum.

Mit Rechtskraft des hier vorliegenden Bebauungsplans ,Klingengraben — Westliche Silcherstraiie®
werden die Uberlagerten Teile der Bebauungspléne ,Sudlich der Albstrafle* sowie ,Westl. und dstl. der
Scheerstralte" aulier Kraft gesetzt.

3. Bestand innerhalb und auBerhalb des rdumlichen Geltungsbereichs
Umfassungsgrenzen/Planbereich
Das Plangebiet befindet sich im Planbereich 18 Klingenfeld, westlich der Silcherstrale, auf Flur 2
Kleineislingen, am sudlichen Ortsrand Eislingen/Fils. Das Plangebiet umfasst ca. 5 390 m?,

Das Plangebiet besteht in seiner Nord-Siid-Ausdehnung aus Teilen folgender Flurstiicke: 568, 569,
570 sowie 531 (Silcherstrafle). Zuséatzlich umfasst der Geltungsbereich einen Teilabschnitt des ge-
planten Verlaufs der Kanaltrasse von Ost nach West durch das Flurstiick 557 in einer Breite von ca.
3,60 m. Die genaue Begrenzung des raumlichen Geltungsbereichs ist im zugehorigen zeichnerischen
Teil dargestelit.

Nutzung und Stidtebau

Die Flache ist nicht Uberbaut. Topographisch handelt es sich um einen sanften Hohenriicken, der sich
von Ost nach West erstreckt und nach Nordwesten hin leicht absinkt. Im und westlich des Plangebiets
erstrecken sich landwirtschaftlich genutzte Flachen. Das Gelande wird derzeit als Ackerland genutzt.
Daran angrenzend liegen in Sichtweite die Wohnbauflachen des Baugebiets Klingengraben |. Nérdlich
und @stlich grenzt das Plangebiet an gewachsene Wohngebiete mit iberwiegend aufgelockerten Bau-
strukturen aus den 60er/70er Jahren mit zum Teil grozlgigen Grundstickszuschnitten.

Im Stden grenzt das Plangebiet an das Grundstick Geb&ude Silcherstralle 42. Diese Flache wurde
vom Fernmeldeamt der Bundespost Anfang der 70er Jahre zur Einrichtung eines Vermittlergebaudes
mit FernmeldeanschiGssen zur Versorgung ven Eislingen/Fils und Holzheim mit dem Bebauungsplan
.Westlich der Silcherstralie — Vermittlergebaude fur Fernmeldeamt” (Rechtsgultigkeit vom 20. Novem-
ber 1973) Uberplant. Der Bebauungsplan enthalt in der Begriindung den Hinweis, dass kiinftig an-
grenzende Bebauungsplane auf die bestehende Nutzung Ricksicht zu nehmen haben. Betrieben wird
das Vermittlergebaude derzeit durch die Deutsche Telekom mit der ausgewiesenen Nutzung. Ein Kon-
fliktpotential zwischen bestehender und der geplanten Wohnnutzung ist nach Einsicht in das Bauge-
such nicht erkennbar, da in diesem Baugesuch ein Wohngeb&ude auf dem gleichen Grundstiick ge-
nehmigt werden konnte, ohne das zusatzliche Immissionsschutzanforderungen gestellt wurden. Als
Trager tffentlicher Belange, wurden die Belange der Deutschen Telekom in der Beh&rdenbeteiligung
abgefragt. Hieraus ergaben sich keine Einschrankungen for den geplanten Wohnungsbau.

Verkehr und L3rm

Ndrdlich des Plangebiets verlauft die Albstrale, die innerhalb des Strallennetzes eine Sammelfunkti-
on inne hat. Die Verkehrsstréme auf der Albstralie flieien im Regelfall in Richtung Nord — Sid tiber
die Scheerstralle im Osten und die Holzheimer Stralte im Westen ab. Wohingegen die Silcherstraie
lediglich als Anliegerstralie zur Erschlieung fir die angrenzende Bebauung und untergeordnet als
Anschluss von Querstrafien dient. Das derzeitige Verkehrsaufkommen der Silcherstralle ergibt sich
Uberwiegend aus Verkehrsstrémen, die im Gebiet Ziel oder Quelle haben. GemaR des Gutachtens
.Schalltechnische Untersuchung Gemarkung Eislingen, Neubau der B 10 zwischen Goppingen und
Gingen vom 02.08.2002" liegen die Pegelwerte ,tags" im Groliteil des Gebiets fur die WA-Flachen bei
39 - 44 dB(A). Die Pegelwerte ,nachts" weisen fur die Gesamtflache Werte von 44 dB(A) auf. Die
Wohnbauflachen liegen somit innerhalb der Richtwerte gemaf DIN 18005 (tags 55 dB(A), nachts 45

e,



Begrindung zum Bebawungsplan  Klingengraben - Westiche Sichersiraile®

dB(A)). Aus diesen Werten ergibt sich keine Erforderlichkeit zusatzliche LArmschutzmalinahmen vor-
zusehen.

Denkmalschutz und Archiiologie
Im Plangebiet gibt es keinen denkmalgeschitzten Bestand. Bisher sind in diesem Bereich keine ar-
chaologischen/paldontologischen Funde bekannt.

Bodenverhiltnisse

Das Plangebiet ist weitestgehend unversiegelt. Nach der geologischen Karte 1:25 000 tiberdecken im
gesamten Plangebiet quartare Sedimente die Schichten des Schwarzjuras. Im Gebiet stehen nach der
geologischen Ubersichtskarte im Bereich des Plangebiets Lehm, L6 und LoBlehm an. Als Bodentyp
liegt Braunerde vor. Die lehmigen Béden lassen ein Versickern von Oberflachenwasser nur sehr ge-
ring bis nicht zu. In der Bodenschatzung sind die Béden des Plangebiets mit Boden- und Ackerzahlen
zwischen 65 und 70 eingestuft.

Standort fur Kulturpflanzen hoch
Ausgleichskdrper im Wasserkreislauf hoch

Filter und Puffer fur Schadstoffe hoch
Standorte fir natOrliche Vegetation sehr gering
Gesamtbewertung hoch
Altlasten

Nach der historischen Erhebung altlastenverdachtigter Flachen liegen keine belasteten Flachen im
Gebiet,

4. Beschreibung der Planung und ihre Auswirkungen
Stddtebauliches Konzept, Struktur
Entlang des bisher einseitig angebauten Teilstiicks der Silcherstralie zwischen Albstralie und Flst,
Weg 557 wird im Zuge einer stadtebaulichen Neuordnungsmafnahme Wohnbauland — orientiert an
heutigen, zeitgemalen Planungsgrundsatzen — im Stadtgebiet geschaffen. Es handelt sich hierbei um
eine einzeilige Bebauung westlich der Silcherstralle, fur die bereits nach § 34 BauGB auf der Grund-
lage eines einfachen Bebauungsplans Baurecht besteht. Das Baugebiet wird an die Silcherstralie
angeschlossen. Hieraus ergeben sich einerseits kurze Wegeverbindungen zum Ortskern, den Schulen
und Kindergarten, andererseits besteht ein guter Anschluss an das qualifizierte Stralennetz und den
OPNV.

Im Plangebiet kdnnen ca. sechs neue Baugrundstiicke gebildet werden. Jeweils nach zwei Bau-
grundstlicken sind Stichstralen in Richtung Westen vorgesehen, um zukinftig bei Bedarf, ein weite-
res Baugebiet zwischen dem Plangebiet und dem Wohngebiet Klingengraben Teil A — Westlicher Teil
erschliefen und sinnvoll an das innerériliche Verkehrsnetz anschliefien zu kénnen.

Die Festsetzungen bezuglich Art und Maf} der baulichen Nutzung orientieren sich im Wesentlichen an
den stadtebaulichen Merkmalen der Gstlich und nérdlich angrenzenden Nachbarbebauung. Es werden
nur solche textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen, die zur Sicherstellung der
stadtebaulichen Ordnung erforderfich sind. Der Bebauungsplan weist fur das Plangebiet ein Allgemei-
nes Wohngebiet in offener Bauweise mit freistehenden Einzel- und Doppelhdusern aus. Diese Fest-
setzungen orientieren sich an den aufgelockerten Geb&udestrukturen des naheren Umfelds. Um eine
angemessene Dichte zu erhalten, wird festgesetzt, dass je Einzelhaus max. drei Wohneinheiten und
je Doppelhaushalfte max. eine Wohneinheit im Plangebiet zuldssig sind. Um die angestrebten Bau-
formen zu erméglichen und die Bodenversiegelung im vertraglichen Rahmen zu halten ist eine
Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 als Héchstwert festgesetzt. Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO sind
aus stadtebaulichen Grilnden ausgeschlossen, da Wohnraum zu schaffen vorrangiges Ziel der Pla-
nung ist.

Die uberbaubare Grundsticksflache ist relativ groiiziigig bemessen, um den privaten Gestaltungsvor-
stellungen zur Gebaudepositionierung ausreichend Méglichkeiten zu geben. Dies wird weiterhin mog-
lich, da die Begrenzung der (iberbaubaren Flachen lediglich durch Baugrenzen erfolgt. Stellplatze,
Garagen und Carports sollen sich an der fur das Grundstiick mafigebenden HaupterschlieBungsachse
(Stichstralle A + B) orientieren. Aus der ErschlieBungssituation und den topographischen Ausgangs-
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bedingungen heraus ergeben sich Grundstlckszuschnitte, die nahezu nach Suden ausgerichtet sind.
Stadtgestalterisch unterstrichen wird dies zusatzlich durch Festsetzungen zur Gebadudehauptrichtung.
Die so ausgerichtete Bebauung — First in Ost-Westrichtung — erméglicht die Nutzung alternativer
Energien (Soclar- und Fotoveltaikanlagen). Lediglich der nérdlichste Baukérper kann aufgrund des
schmalen Grundstickszuschnitts in der Hauptfirstrichtung frei gedreht werden.

Um eine harmonische Einbindung der neuen Wohngeb&ude in das bauliche und landschaftliche Um-
feld sicherzustellen, werden insbesondere die Erdgeschossfullbodenhohen (OK-Rohbaumafie) zwin-
gend in m 0. N. N. festgesetzt; Abweichungen um maximal 0,20 m (Uber- oder Unterschreitung der
festgesetzten Hohe) sind jedoch zulassig. Die Erdgeschossfullbodenhohen (EFH) orientieren sich an
den zukinftigen Strallenhohen. Die im zeichnerischen Teil definierten EFH beziehen sich auf die un-
verbindlich festgelegte Grundstiicksaufteilung. Sollten sich bei der Aufsiedlung des Gebiets andere
Grundstiickszuschnitte ergeben, sind die festgelegten EFH heranzuziehen, ggf. kénnen gemittelte
Werte gebildet werden; als Grundlage missen jedoch die EFH sowie das vorhandene Stralenniveau
herangezogen werden. Mit der Uber- bzw. Unterschreitungsmaglichkeit soll eine gewisse Flexibilitat
bei der Bauausfihrung erreicht werden. Zus#tzlich werden zur Wahrung in etwa einheitlicher Gebau-
deh&hen zwei Voligeschosse als Hochstmall in Verbindung mit einer Wandhéhe von maximal 6,20 m
tber EFH in Verbindung mit einer Dachneigung von 25-35° bei Satteldachern festgesetzt.

ErschlieBung

Das Plangebiet ist nach dem Ausbau der Silcherstralte und der Stichstrallen optimal erschlossen. Die
Silcherstrale ist bereits heute in das bestehende Strallennetz gut integriert. Durch die Entwicklung
des Baugebiets wird sich das Verkehrsaufkommen voraussichtlich nur gering erhéhen. Die vorhande-
nen Verkehrsanlagen erfahren somit lediglich einen geringen Anstieg an zusatzlicher Verkehrsbelas-
tung. Zur Entlastung des offentlichen Stralenraums vom ruhenden Verkehr werden Parkplatze paral-
lel zum Verlauf der Silcherstrafle ausgewiesen. Durch diese Bundelung kann der Strallenquerschnitt
entsprechend wirtschaftlich bemessen werden.

Von der Silcherstrale gehen westlich zwei neue Stichstrallen — Stichstralle A und Stichstralle B — ab.
Die Stichstrafien sollen bei einer Fortfihrung des Baugebiets in Richtung Westen, als Erschlieiungs-
achsen des Gebiets dienen. Als Anliegerstralien fur das Erweiterungsgebiet, die somit keine zusatzli-
che Sammelfunktion innehaben, werden die Stichstraen als verkehrberuhigte Bereiche angelegt.

Der bereits heute dringend bendtigte Abwasserkanal zur Entlastung der Albstrafie, soll in den beste-
henden Feldweg Fist. Nr. 557 gelegt werden. Diese Kanaltrasse stellt ein wichtiges Verbindungsstick
im Gesamtsystem dar. Der landwirtschaftliche Weg bleibt nach dem Einbau in verkehrlich ausreichen-
der Dimensionierung an das HaupterschlieBungssystem angebunden. Als Verkehrsfldche besonderer
Zweckbestimmung — landwirtschaftlicher Weg — wird die Flache planungsrechtlich gesichert. Der Weg
wird in einer Breite von ca. 3,60 m in das Planwerk aufgenommen. Dies entspricht den heutigen Ver-
haltnissen vor Ort.

Infrastruktureinrichtungen

Der nachstgelegene Kinderspielplatz, der fur Kinder und Jugendliche geeignet ist, befindet sich in der
Wolffstralle/Schellingstrafie und ist futlaufig gut zu erreichen. Im sidlichen Teilbereich des Bauge-
biets Klingengraben | gibt es einen Bolzplatz. In der Mitte des Baugebiets ist ein Kinderspielplatz pro-
jektiert und planungsrechtlich gesichert, jedoch noch nicht angelegt. Der Ausbau wird voraussichtlich
erst dann erfolgen, wenn eine weitere Aufsiedelung des Baugebiets erfolgt ist. Im Westen schlielit das
Plangebiet an die freie Landschaft an. Hier bieten sich weitere Moglichkeiten fr Kinder zum Spielen.
Kindergarten und Schulen sind in der naheren Umgebung vorhanden. Aufgrund des bestehenden
Angebots sowie der geringen Grolke des Baugebiets ist eine Erweiterung des Angebots nicht erforder-
lich.

Behandlung von Niederschlagswasser

Okologisches Ziel der Planung ist ein nachhaltiger Umgang mit dem Niederschiagswasser. Deshalb
soll das Dachflachenwasser der Gebaude im Bebauungsplangebiet in Regenwasserzisternen ge-
sammelt und zuriickgehalten werden. Das zurlickgehaltene Wasser sollte zur Gartenbewasserung
genutzt werden.

Kreisarchiologie

Es ist nie auszuschlielten, dass gerade bei tiefer in den Untergrund eingreifenden Malknahmen pala-
ontologisch wichtige Tier- und Pflanzenreste zutage treten konnen. Nach § 2 des Denkmalschutzge-

setztes unterliegen entsprechende organische Reste und Fossilien ebenfalls dem Denkmalschutz, so
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dass zumindest auffallige Versteinerungen und Knochen meldepfiichtig sind. In einem solchen Fall ist
die Kreisarchaologie Goppingen und das Regierungsprasidium Stuttgart/ Ref. 86 Denkmalpflege um-
gehend zu benachrichtigen. Funde/ Befunde sind bis zum Ablauf des vierten Werktags nach Anzeige
in unverandertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die zustandigen Stellen mit einer Verklrzung der
Frist einverstanden sind.

Ortliche Bauvorschriften

Dachform, Stellpldtze und Carports

Die Dachform wird als Satteldach mit 25 - 35° Dachneigung festgesetzt. Begriinte Dacher fir Garagen
und Carports wirken aus stadtebaulicher Sicht zuriickhaltend und tragen ebenso wie das Festsetzen
wasserdurchlassiger Belage fur Stellpiatze und Zufahrten zur Minimierung des Eingriffs in den Natur-
haushalt bei. Ausnahmsweise kdnnen sich Dacher der Garagen und Carports an die Dachform und
Dachneigung des Hauptdaches orientieren, sofern diese an das Hauptgebaude angeschlossen sind.

AuBenantennen
Die Anzahl von Aufienantennen pro Gebdude wird beschrankt, um die Fassaden und Dacher nicht zu

verunstalten.

Niederspannungsfrei- und Telekommunikationsleitungen
Niederspannungsfreileitungen und oberirdisch gefihrte Telekommunikationslinien werden ausge-
schlossen, da sie das Erscheinungsbild des dffentlichen Raums negativ beeinfiussen. In Eislingen/Fils
ist es schon seit vielen Jahren Standard, s&mtliche Leitungen unterirdisch verlegen zu lassen.

Milllbehditer
Freistehende Standorte von Miillbehaitern sind aus optischen Grinden an drei Seiten zu begriinen,
damit das Stadtbild nicht negativ beeintrachtigt wird.

Einfriedigungen

Um ein einheitliches Erscheinungsbild zum &ffentlichen Raum hin zu wahren, sind tote Einfriedigun-
gen entlang des 6ffentlichen Verkehrsraums nur bis 1 m Hohe und in Form von Natursteinen, Holz-,
Stahl- oder Drahtgeflechtzaunen zuldssig. Diese sind zu hinterpflanzen, wobei gebietsheimische Ge-
hélze zu bevorzugen sind.

Aufschilttungen und Abgrabungen

Aufgrund der leicht geneigten Topographie des Gelandes sind Bauherren versucht, Gelandemodellie-
rungen vorzunehmen, um ein ebenes Baugrundstiick zu erhalten. Dadurch werden jedoch die Eigen-
art des urspriinglichen Gelandes zerstért und zum Teil die Nachbargrundstiicke abgewertet. Weiterhin
werden zusatzlich hohe Abfangungen notwendig, die h&ufig zu gestalterischen Defiziten fuhren. Aus
diesen Grunden werden die Aufschittungen und Abgrabungen auf eine Differenz von 50 cm begrenzt.

5. Umweltbericht/ Beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung
Bei dem vorliegenden Planwerk handelt es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung nach
§ 13a BauGB im faktischen Bebauungsbereich nach § 34 BauGB. Das Grundstiick soll entsprechend
den stadtebaulichen Zielen einer neuen Mutzung zugefihrt und im Sinne der Innenentwicklung Gber-
plant werden. Der Zulassigkeitsmafstab wird durch den Bebauungsplan nicht wesentlich verdndert.
Es liegen keine Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks
von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete, Natura-2000-Gebiete) und der euro-
paischen Vogelschutzgebiete vor, so dass die Voraussetzungen fiir das beschleunigte Verfahren vor-
liegen. Des Weiteren liegen keine Anhaitspunkte fur eine Beeintrachtigung von Schutzgitern nach §1
Abs. 6 Nr. 7 b vor; der Bebauungsplan ist ebenfalls nicht UVP-pfiichtig. Auf dieser Grundlage wird fir
das Aufstellungsverfahren das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB angewandt. Bei der vor-
liegenden Planung kann somit auf die Erstellung eines Umweltberichts mit Eingriffsregelung verzichtet
werden; ein Ausgleich ist nicht erforderlich, da die Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, im Sinne des § 1a (3) Satz 5 BauGB bereits vor der planerischen Ent-
scheidung als zulassig gelten.



6. Auswirkungen des Bebauungsplans
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplans wird ein Bereich neu geordnet, der im Flachennutzungs-
pian als geplante Wohnbauflachen ausgewiesen ist und fiir den bereits heute nach einem Baulinien-
plan Planungsrecht besteht. Auf Grundlage dieser Planung werden die Erschliefung optimiert sowie
die Voraussetzungen fir die erforderfiche Kanaltrasse geschaffen. Insgesamt haben die Boden des
Plangebiets eine hohe Leistungsfahigkeit fur den Naturhaushalt. Die bereits Ober Jahrzehnte andau-
ernde ackerbauliche Nutzung des Areals hat den Boden nachhaltig gepragt. Die Wertigkeit des Bo-
dens ist durch den anthropogenen Eingriff bezuglich der Lebensraumfunktionen als Standort fir natir-
liche Vegetation als sehr gering einzustufen, so kénnen die Folgen des Eingriffs als gering betrachtet
werden. Festsetzungen im Bebauungsplan und in den értlichen Bauvorschriften wie Stralenbaume,
wasserdurchlassige Belage, Dachbegrinung auf Carports und Garagen, sorgen dafiir, dass die Aus-
wirkungen der Planung minimiert werden. Aufierdem wurden die Erdgeschossfulbodenhthen so
festgelegt, dass ein Massenausgleich auf dem Baugrundstiick stattfinden kann. Besonders fiir das
Schutzgut ,Boden® kénnen durch diese Festsetzungen die Eingriffe abgemildert werden. Die wirt-
schaftlichere Auslastung vorhandener Infrastruktureinrichtungen spricht ebenfalls fur die mogliche
Bebauung. Nennenswerte Auswirkungen der Planung sind nicht zu erwarten.

7. Umsetzung / Planverwirklichung
Die Flurstucke 570 und 569 befinden sich in Privatbesitz; das Flurstick 568 und 557 sind stadtisch. Im
Rahmen eines freiwilligen Umlegungsverfahrens wurden parallel zum Aufstellungsverfahren des Be-
bauungsplans bodenordnende Mafnahmen durchgefiihrt. Die Bedlrfnisse der Eigentumer sind in der
Flanung Uberwiegend berlcksichtigt.

8. Kostenschidtzung / Wirtschaftlichkeit
Die Erschlieflung erfolgt dber die Silcherstrafie sowie Gber neu anzulegende Stichstraflen. Anfallende
Erschliefungsbeitrage (Stralte, Kanal und Wasser) werden nach der jeweiligen Satzung abgerechnet.
Aufgrund der aligemein zu erwartenden ricklaufigen Bevolkerungsentwicklung und die Zentrumsnéhe
des Plangebietes, ist die bestehende Infrastrukturausstattung (Spielplatze, Kindergarten, Schule, etc.)
als ausreichend anzusehen;, Folgeeinrichtungen sind nicht notwendig.

Eislingen/Fils, den 03. November 2009/ 10. M&rz 2010

Baudezernat/Planungsamt

Dirk Ringl
Dipl.-Ing.(FH)
Stadtplaner

Anlage

Merkblatt Bodenschutz bei Bebauungsplanen des LRA Géppingen

Merkblatt zur flachenhaften Versickerung von Niederschlagswasser des LRA Gdppingen (Stand
06/2009)
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MERKBLATT

zur flaichenhaften Versickerung von Niederschlagswasser

1. Niederschlagswasser darf nur von Dachflichen und befestigten Grundstiicksflachen in Wohn-
gebieten versickert werden.

2. Niederschlagswasser von unbehandelten/unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleigedeckten
Déachern ist auf Grund seiner hohen Belastung der Klaranlage zuzuleiten.

3. Es werden Flachen von ca. 10 - 15 % der GréBe der abflusswirksamen Flache fiir die Anlage
dezentraler grasbewachsener Mulden bendtigt.

4. Niederschlagswasserversickerung darf nur flichenhaft liber eine mindestens 30 em méch-
tig mit Rasen bewachsene Bodenschicht erfolgen. Eine unterirdische Schacht- oder Rigo-
len-Versickerung ist nicht zulassig.

5. Der Grundwasserflurabstand muss mind. 1 m betragen.

6. Bereiche, die fir die Versickerung vorgesehen sind, diirfen vor und nach dem Bau nicht befah-
ren oder verdichtet werden.

7. Die Lage einer Versickerungsanlage solite so gewahit werden, dass es zu keinen Beeintrachti-
gungen kommen kann (Vernassungen von Kellern und Nachbargrundstiicken).

8. Abstande zu Gebduden sollen mind. 4 — 6 m (bei Unterkellerung) und bei nicht unterkellerten
Gebauden mind. 2 - 3 m betragen.

9. Die Bemessung einer Versickerungsanlage ist von einem Fachkundigen durchzufiihren. Auf
das Arbeitsblatt ATV-DVWEK-A 138 wird verwiesen.

10. Fir die Niederschlagswasserversickerung ist sehr sorgféltig der Durchiassigkeitsbeiwert zu
bestimmen. Dies erfolgt am Besten mit Baggerschiirfen/Bohrungen und Versickerungsversu-
chen. Die Ergebnisse miissen von Hydrogeologen und Bodenkundiern bewertet werden (gaf.
konnte auf gemeindliche Untersuchungen zum Bebauungsplan zuriickgegriffen werden).

11. Die Versickerungsleistung und Rickhaltung ist auf ein mindestens 5-jahriges Niederschlagser-
eignis festzulegen.

12. In Wasserschutzgebieten (Zonen | und II) sind Versickerungen von Niederschlagswasser nicht
erlaubt. In der Zone Il ist das Versickern von Dachflachenwasser erlaubt, das Versickern von
Niederschlagswasser aus befestigten Grundstiicksflachen jedoch nicht.

13. Auf Flachen schadlicher Bodenveranderungen, Verdachtsfiachen, Altlasten und altlastverdich-
tigen Flachen darf keine Versickerung erfolgen.

Zur Vertiefung von Detailfragen wird der Leitfaden -Maturvertragliche Regenwasserbewirtschaf-
tung” des Umweltministeriums Baden-Wiirttemberg empfohlen. Das Umweltschutzamt im Land-
ratsamt Géppingen steht gerne flr weitere Fragen zur Verfiigung.

Stand: 06/2009
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LANDRATSAMT GOPPINGEN Boden-Info |
Umweltschutzamt
o

Merkblatt
Bodenschutz pej Bebauungsplinen

1. Hinweise und Empfehlungen

1.1 Allgemeines

Bei der Planung und Ausflhrung von BaumaRBnahmen und anderen Uerénderungen der
Erdoberflache sind die Be :

Nach §2 (2) BBodSchG erfuillt der Boden

1. natlrliche Funktionen als
. Lebensgrundlage und Lebensraum fir Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen

* Bestlandteil des Naturhaushaltes. insbesondere mil seinen Wasser- und

Nahrstoffkreislaufen
¢ Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium fir stoffliche Einwirkungen auf Grund der Filter.

Puffer- und Stnﬁumwandrungseigenschaﬂen, insbesondere auch zum Schutz des
Grundwassers

2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte

3. Nutzungsfunktionen als
* Standort fir die land- und forstwirtschafiliche Nutzung
* Rohstofflagerstitte

« Flache fir Siedlung und Erholung
« Standort fir sonstige wirtschaftliche und dffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und

Entsorgung

Zielsetzung ist es, die Funktionen des Bodens zu sichern sowie Negative Einwirkungen auf seine

natirlichen Funktionen so weit wie maéglich zu Vermeiden.
In dem Umweltbericht (§ 2a BauGB) zum Bebauungsplan soll der Pianungsiréger nachvoliziehbar

aufzeigen, welche Belange des Bodenschutzes durch die Planung betroffen sind ung wie er sich
mit diesen Belangen auseinandersetzt Werden die nachfolgenden Punkte beachtet, so sind die
gen und damit die wesentlichen Belange des Bodenschutzes i d R

ausreichend beriicksichtigt.

1.2 Ermittlung der értlichen Budanverhﬁltnisse

Um die érilichen Bodenverhaltnisse beurteilen zu kénnen, sollte im Vorfeld einer Ausweisung von
Baugebieten von einem Sachv&rstﬁndigen im Zuge der geotechnischen Baugrunderkundung eine
bodenkundliche Bestandsaufnahme sowie eine Beurteilung der Versickerungseignung des

Untergrundes durchgefiihr werden Erst dann ist es maoglich, fur den anfallenden Erdaushub eine



Eignungspriifung hinsichtlich verschiedener Moglichkeiten zur Wiedewemendung Sowie eine
Abschatzung evil. vorhandener Bcdenbelastungen varzunehmen,

1.3 Auswirkungen der Eebauunnglanungsanfurderungen

Vor der Durchfihrung von Bauvorhaben st eine plangehietsbezogene und nachvollziehbare
Darstellung der vorhandenen Nutzungen, der Bodenfunktionen sowie die Auswirkungen der
Bebauung auf die Bodenfunktionen einschlielllich einer kurzen Bewertung durchzufihren
Bewertungsgrundiage hierzu ist das Heft 31 aus der Reihe “Luft, Boden, Abfall" des damaligen
Ministeriums fir Umwelt Baden-Wirttemberg mit dem Titel "Bewertung von Béden nach ihrer
Leistungsfahigkeit" sowie Auswertungen von Angaben aus der Bodenschatzung und den
vorhandenen Spezialkaﬂierungen (z. B. geologische Karten, Bodenkarten). In der Bewertung sind

schutzbedirftige und schutzwirdige Béden darzustellen.

1.4 Den Bedarf plausibilisieren

Der Bedarf an Bauland ist kurz Zu begriinden {Eigenanhwckl'ung, Migration...). Vor der
Ausweisung neuer Baugebiete soliten vorhandene, ausgewiesene Baugebiete vollstandig in
Anspruch genommen werden. Zudem sollte eine abschnittsweise Erschliefiung von Baugebieten
durchgefihrt werden.

Gemal § 1a Abs.2 BauGRB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen
werden, dabei sind zur "u’erringerung der zusétzlichen | nanspruchnahme von Flachen fur bauliche
Nutzungen die Maglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde iInsbesondere durch Wiedernutzbar-
machung von Flachen, Nachverdichtung und andere MaBnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maft zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald
oder fur Wohnzwecke genutzte Flachen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden,

Nach § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 bis 4 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) ist zu
prifen, ob

« die Fldcheninanspruchnahme des Projekts bedarfsgerecht ist und ob eine Realisierung des
Projekts mit einer geringeren Flacheninanspruchnahme

¢ eine Wiedernutzung beispielsweise von bereits versiegelten, sanierten, baulich verdnderten
oder bebauten Flachen

eine Nutzung von Bauliicken oder eine Inanspruchnahme weniger wertvoller Béden

méoglich ist. Funktionslos gewordene Bausubstanz ist - wenn moglich - einer geeigneten Nutzung
zuzufihren (z.B. Brachfldchenrecycling). Die Maglichkeit einer Nachverdichtung sollte in
vorhandenen Baugebieten gepruft werden.

1.5 Bebauungsdichte

Eine angepasste bauliche Verdichtung bei Wohnbauten ist ein wesentliches Anliegen des
Bodenschulzes. Die Minimierung der FFéchenversiegeJung ist ein wichtiges Zie| zum Schutz der

Baden,
Der Nachweis der Einhaltun

Nr. 22, 1984) orientieren.

g der Bruttowohndichte sollte sich an dem Bauflachenerlass (GABI.

1.6 Mal der baulichen Nutzung

Aufgrund des hohen Flachenbedarfs. st es notwendig die vorhandenen Bauflachen besonders
effekliv zu nulzen. Das Mal der baulichen Nutzung nach § 17 BauNvO sollte deshalb soweil wie
moglich ausgeschépfl werden Insbesondere sollten eine Reihen- bzw anpelhausbebauung



sowie mehrgeschossige Bauformen in Betracht gezogen werden. In Gewerbe- und
Industriegebieten ist eine mehrgeschossige Bebauung anzustreben,

2. Regelungen zum Schutz des Bodens

2.1 Bodenversiegelungen

Bodenversiegelungen sind auf das unabdingbare Mindestmaf zu beschrénken. So sind z. B auf
Zufahrien, Gartenwegen, Stellplatzen u. a. wasserdichte Beldge zu vermeiden. Soweit andere
Belange nicht entgegenstehen, sollen nur Schotter- bzw. Kiesbeldge, Rasengittersteine oder
breitfugiges Pflaster zugelassen werden. Bei Bauvorhaben mit einem hohen Kfz Aufkommen
sollten mehrgeschossige Parkierungsanlagen, Tiefgaragen u.a. vorgesehen werden,

2.2 Vermeidung von Erdaushub und Wiederverwertung vor Ort

Je tiefer Bauwerke in den Untergrund einbinden. umso gréler werden die Schwierigkeiten mit der
mengenmaligen Bodenverwertung, mit der Vorflutbeschaffung fur Abwasser und Regenwasser
und mit der Problematik des Grundwasserkontaktes. Die Schwierigkeiten kénnen gemildert
werden, indem die Erdgeschossfulbodenh&he (EFH) so festgelegt wird, dass ein

Massenausgleich stattfindet,

Eine Anhebung der EFH bringt folgende Vorteile:

« \Verringerung des anfallenden Erdaushubs verbunden mit Einsparungen bei der Abfuhr und
Ablagerung

¢« Entlastung der Erd- und Bauschutideponien

« Kosteneinsparungen bei der Eauianderschlieﬂung im Rahmen der Herstellung von Ver- und

Entsorgungseinrichtungen durch geringere Leitungstiefen

Minderung der Gefahr eines Kontaktes des Baukorpers mit dem Grundwasser

¢ Verringerung der Gefahr von baubedingten Grundwasserbeeintréchtigungen

(Verunreinigungen)
Reduzierte Wasserhaltung im Falle dennoch stattfindender Grundwassereinbindung

Unumganglicher Bodenaushub ist maglichst am gleichen Ort einer Verwendung zuzufihren.
Dabei ist der hochwertige Oberboden wieder ausschlieBlich fur die Rekultivierung oder
Bodenverbesserung der nicht iiberbauten Flachen zu verwenden.

2.3 Ausfiihren von Erdarbeiten
Verwerlungsgrundsatze von Bodenmaterial sind in der DIN 18731 (Verwerlung von

Bodenmaterial) geregelt,
Erdarbeiten sollten nur bei trockener Witlerung und gut abgetrocknetem, bréseligem Boden

durchgefiihrt werden. Zur Verminderung von Bodenverdichtungen sollten nicht zZur Uberbauung
vorgesehene Fldchen méglichst nicht befahren werden. Vor dem Bodenabitrag sind oberirdische
Pflanzenteile abzumahen. Vor einem Bodenauftrag ist der humose Oberboden abzutragen. Dieser
ist dann, vom Ubrigen Erdaushub bis zur weiteren Verwertung gelrennt zu lagern.



2.4 Zwischenlagerplitze fiir humosen Mutterboden und humusfreien Erdaushub

Den Bauherren soll ermoglicht werden, Erdaushub und Mutterboden auBerhalb des eigenen
Bauplatzes bis zur Wiedewemendung innerhalb des Baugebietes zwischenzulagern, Dazu solle
trockene, nicht vernssste Zwischeniagerplétze ausgewiesen werder. Mulden, Senken und
Flachen mit Wasserzuzug sind dafir ungeeignet. Mutterboden und humusfreier Erdaushyp durfe
nur getrennt und in profilieden und geglétteten Mieten zwischengelager werden. Humoser

wasserzehrenden Pflanzen (z.B. Luzerne, Winterraps, -ifllretﬁch...J. begriint werden. Eine
Vermischung des Bodens mit Bauschutt und Abfall darf nicht erfolgen.

2.5 Uberschiissiger Erdaushub

Der Uberschuss an E rdaushub muss einer sinnvollen erdew&menung zugefuhrt werden, Dazy
ist fir das Baugebiet eine Uberschlagige Berechnungen fir die Menge des Uberschissigen
Erdaushubs anzustellen, Bej einer Menge von tiber 2.000 m? ist ein Vﬁedawemertungskanzept Zu

erstellen und der Bodenschutzbehérde vorzulegen. Die Inhalte der Informationsschrift Heft 10 aus
der Reihe , Luft, Boden, Abfall* des damaligen Ministeriums fir Umwelt Eaden-Wﬂmamberg mit
dem Titel ,Erhaltung fruchtbaren und kulturfahigen Bodens bei Frécheninanspmchnahmen' sind

Zu beachten.
Die Informalionsschriften sind im Internet unter

htip:/iwww . xfaweb ba den-wuerttemberg de/bofaweb/be richte. htm

zuganglich

2.6 Kontaminierter und verunreinigter Erdaushub

Verunreinigter Erdaushub darf auf keinen Fall unbehandelt wiederverwendet werden. Wurden
Boden, bis zur Bebauung, bisher landwirtschaftlich genutzt, kénnen diese in der Regel als
unbelastet angesehen werden I{Iérschlammaufbringung oder Pestizidbehandlungen kénnen
Jedoch Belastungen verursacht haben. |n der N&he stark befahrener Strallen, in
Gewerbegebietsnahe oder bei baulicher Vornutzung muss mit Eadenbelastungan gerechnet
werden. Im Zweifelsfall ist in Absprache mit dem Landratsamt Géppingen ~ Umweltschutzaml ein

sachverstandiger Gutachter fir weitere Untersuchungen zu beauftragen.

2.7 Bauwege und Baustrafien

anisieren, dass betriebsbeﬁingte unvermeidbare Bodenbeiastungen
B. as engere Baufeld beschrinkt bleiben, Bauwege und BaustraRen
sollten nach Méglichkeit nur dort angelegl werden, wo spater befestigte Wege und Platze liegen
on Bauwegen ist der humose Oberboden zu entfernen und

ekt zu verwerten. Beim Rickbau von Bauwegen muss der
gesamie Wegeaufbau bis zum gewachsenen Boden entfernt und danach der natiirliche
Bodenaufbau wieder hergestellt werden Entstandene Unterbodenverdichlungen sind zu lockern

2.8 Bauabfille, Bauschutt

Behalter, Folien u.a Abflle dirfen auf keinen Fall vergraben

Reste von Bauchemikalien, leere
augebiel geschlossene und dichle Abfallsammelbehaiter

werden. Es wird empfohlen, im B
aufzustellen



	18.5 klingengraben-WestlicheSilcherstraße,Inkrafttreten 19.05.2010
	scan195

